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2. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Fi-
nanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend
den Beschlußantrag (Beilage 452), mit dem der Verein-
barung zwischen dem Bund, den Ländern und den Ge-
meinden über einen Konsultationsmechanismus und
einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörper-
schaften zugestimmt wird (Zahl 17 - 309) (Beilage 461)
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Präsident

Präsident: Wir kommen nun zum 2. Punkt der Tages-
ordnung. Es ist dies der Bericht des Rechtsausschusses
und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses be-
treffend den Beschlußantrag, Beilage 452, mit dem der
Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den
Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und
einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften
zugestimmt wird, Zahl 17 - 309, Beilage 461.

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Kon-
rath.

General- und Spezialdebatte werden unter einem
durchgeführt.

Ich bitte nun um Ihren Bericht Herr Abgeordneter.

Berichterstatter Konrath: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren Abgeordneten! Der Rechtsausschuß
und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuß haben
den Beschlußantrag, mit dem der Vereinbarung zwischen
dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen
Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabi-
litätspakt der Gebietskörperschaften zugestimmt wird, in
ihrer 15. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 1. Juli
1998, beraten.

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt.

Die geltende Bundesverfassung enthält keine Vorkeh-
rungen für den Fall, daß Rechtssetzungsmaßnahmen ei-
ner Gebietskörperschaft andere am Finanzausgleich be-
teiligte Gebietskörperschaften einseitig mit Kosten bela-
sten. Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung,
und die Länder Burgenland, Kärnten, Niederösterreich,
Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg
und Wien, jeweils vertreten durch den Landeshaupt-
mann, sowie die Gemeinden, vertreten durch den Öster-
reichischen Gemeindebund und den Österreichischen
Städtebund, sind daher gestützt auf das Bundes-Verfas-
sungsgesetz über Ermächtigung des Österreichischen
Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebun-
des übereingekommen, die vorliegende Vereinbarung zu
schließen. Die Vereinbarung gliedert sich in zehn Artikel.

Anschließend stellte ich den Antrag, dem Landtag zu
empfehlen, dem gegenständlichen Beschlußantrag die
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen.

Mein Antrag wurde ohne Wortmeldung mit den Stim-
men der SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der FPÖ
mehrheitlich angenommen.

Als Ergebnis ihrer Beratungen stellen somit der
Rechtsausschuß und der Finanz-, Budget- und Haus-
haltsausschuß den Antrag, der Landtag wolle nachste-
henden Beschluß fassen:

Der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern
und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanis-
mus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskör-
perschaften wird gemäß Art. 83 Abs. 2 L-VG zugestimmt.

Präsident: Danke Herr Abgeordneter. Als erstem
Redner erteile ich dem Herrn Landtagsabgeordneten
Nicka das Wort.

Bitte Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Nicka (FPÖ): Hohes Haus! Herr Präsi-
dent! Als ich nach der Ausschußsitzung am Mittwoch vo-
riger Woche von meinen Klubkollegen freundlicherweise
als Redner zum vorliegenden Tagesordnungspunkt aus-
ersehen wurde, (Heiterkeit bei der ÖVP) war ich zugege-
benermaßen nicht sehr erfreut darüber. Denn ich wußte
anfangs mit diesem Konvolut - ich gebe es zu - wenig
anzufangen. (Abg. L 0 0 s: Mit einem Wort, er kennt sich
nicht aus.)

Es wollte mir auch nicht in den Kopf gehen, was sich
die rot-schwarze Einheitspartei da wieder ausgeheckt
hat, welchen Zweck sie mit der Vereinbarung zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden über einen sogenannten
Konsultationsmechanismus erreichen will. Erst nach
mehrmaligem Studium des Papiers und einigen Abhand-
lungen über die Österreichische Bundesverfassung, vor
allem aber über die Grundsätze des Föderalismus einiger
bedeutender österreichischer Verfassungsexperten, wur-
de mir allmählich klar, daß es sich bei dieser Vereinba-
rung um nichts anderes handelt als um ein koalitionsin-
ternes Befriedigungspapier, das man da den Österrei-
chern serviert, das demokratiepolitisch sehr bedenklich
ist, weil es in mehrfacher Hinsicht gegen die Grundprinzi-
pien der Verfassung verstößt, und damit die Verfassung
in gravierender Weise unterläuft, meine sehr verehrten
Damen und Herren. Daher können wir Freiheitliche, für
die der Föderalismus einen hohen Stellenwert besitzt,
dieser schleichenden Verfassungsänderung nicht zustim-
men. (Beifall bei der FPÖ)

Hohes Haus! Das bereits beschlossene Bundes-Ver-
fassungsgesetz über die Ermächtigung des Österreichi-
schen Gemeindebundes und des Österreichischen Städ-
tebundes sieht vor, daß zwischen den Gebietskörper-
schaften Bund, Länder und Gemeinden Vereinbarungen
über einen Konsultationsmechanismus und einen Stabi-
litätspakt abgeschlossen werden können. Dieser Konsul-
tationsmechanismus, um den es heute hier geht, beinhal-
tet wechselseitige Informationen, Erstattung von Stellung-
nahmen sowie die Regelung der Kostentragung.

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit dieser Verein-
barung - und das muß man sich als Volksvertretung be-
sonders klarmachen - werden Kompetenzen über soge-
nannte Ermächtigungen an andere Organe und somit von
der Gesetzgebung an die Verwaltung abgetreten, wo-
durch das Verfassungsgesetz zu einer beliebig formba-
ren Materie geworden ist.

Dieser Konsultationsmechanismus, sehr geehrte Da-
men und Herren, ist somit natürlich auch eine "Lex Ver-
fassungsänderung", denn es wird dadurch ein weiterer
Schritt in Richtung Regierungsgesetzgebung gemacht,
weil in Zukunft Exekutivorgane, Organe der Bundesregie-
rung und Organe der Landesregierungen de facto ge-
setzliche Aufgaben wahrnehmen werden. Es werden also
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Verfassungserzeugungsaufgaben an Exekutivorgane de-
legiert und es werden irgendwelche nebulosen Einrich-
tungen geschaffen, wie etwa diese Konsultationsgremien,
die in Zukunft de facto Gesetzesaufgaben wahrnehmen
werden. Damit werden eindeutig Grundprinzipien unserer
Bundesverfassung in massiver Weise beschädigt, und da
machen wir Freiheitliche als aufrichtige Demokraten nicht
mit. (Beifall bei der FPÖ)

Denn, sehr geehrte Damen und Herren, dieser Kon-
sultationsmechanismus verstößt erstens, wie ich schon
erwähnt habe, durch die Ermächtigung zur Änderung der
Kompetenzbestimmungen, des Organisationsrechtes und
des Weges der Bundesgesetzgebung eindeutig gegen
das demokratische Prinzip. Er verstößt zweitens durch
die Einflußnahme von Vollzugsorganen gegen das parla-
mentarische Prinzip und er ist drittens durch die Schaf-
fung gemischter Organe dieser Konsultationsgremien ein
Verstoß gegen das gewaltentrennende Prinzip. Er ver-
stößt viertens durch die Ausschaltung der höchstgerichtli-
chen Kontrollen vehement gegen das rechtsstaatliche
Prinzip. Er ist schlußendlich durch den Eingriff in die Ver-
fassungsautonomie der Länder ein gravierender Verstoß
gegen das bundesstaatliche Prinzip.

Es wundert mich, meine sehr verehrten Damen und
Herren Volksvertreter, daß Sie das so einfach zur Kennt-
nis nehmen, werden doch Ihre Kompetenzen als Volks-
vertreter in einem großen Ausmaß beschnitten. Entweder
wollen Sie das nicht begreifen oder Sie haben das nicht
kapiert, was mit diesem Papier geschieht, nämlich die
Aushöhlung unserer Verfassung. (Abg. Dr. Rau te r: Sie
dürfen nicht.) Ja, Kollege Rauter, ich gebe Ihnen recht,
Sie dürfen nicht. Sie haben einfach den Auftrag, hier mit-
zustimmen und ihre eigene Meinung darf selbstverständ-
lich nicht zählen. Herr Kollege Rauter, da gebe ich Ihnen
vollkommen recht. (Heiterkeit bei der SPÖ und ÖVP -
Abg. Si P ö tz: Man kann sich auch selber zum Narren
halten.)

Herr Kollege Sipötz, gerade Sie haben es notwendig,
hier den Mund aufzumachen. (Abg. Si P ö tz: Notwendig
habe ich es nicht, aber ich mache ihn auf, wann ich will.)
Hier würde sicher das Sprichwort passen "Si tacuises,
Philosophus mansises". Hätten Sie geschwiegen, wären
Sie Philosoph geblieben. Merken Sie sich das, Herr Kol-
lege Sipötz. (Beifall bei der FPÖ)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben
in Österreich eine Technik der Verfassungsgesetzgebung
eingeschlagen, die sich durch sogenannte - ich betone
das Wort sogenannte - Ermächtigungsgesetze auszeich-
net. Ich denke dabei an den EU-Beitritt und an die Folge-
erscheinungen, die mit dem EU-Beitritt zusammenhän-
gen, wodurch die schmalen Rechtssetzungskompeten-
zen noch mehr geschmälert und somit die ohnedies
schwache parlamentarische Komponente des Regie-
rungssystems in den Ländern zugunsten der Exekutive
verschoben wurde.

Dabei sollten wir, meine sehr verehrten Damen und
Herren, mit solchen sogenannten Ermächtigungen sehr
vorsichtig umgehen, denn die Geschichte hat uns gelehrt,

wie leicht es ist, über den Weg solcher Ermächtigungen
die alleinige Macht an sich zu reißen. Ein abschrecken-
des Beispiel dafür sind DolIfuß und Hitler in den 30er
Jahren, die durch das Ausschalten der Parlamente
großes Unheil über die Bevölkerung gebracht haben.
Oder geben Sie mir nicht recht, Frau Kollegin, daß beide,
DolIfuß und Hitler, Unheil über uns, über die Bevölkerung
gebracht haben? (Abg. Dkfm. Helga B rau n rat h: Ich
höre aufmerksam zu.) Na also. Sie haben so ein saures
Gesicht gemacht, daß ich geglaubt habe, Sie sind mit
dem nicht einverstanden, was ich sage.

Sehr geehrte Damen und Herren! Eines steht fest, mit
diesem Konsultationsmechanismus, der demokratiepoli-
tisch sehr bedenklich und gefährlich ist, stellen wir unse-
rer Bundesstaatsreform ein klares Armutszeugnis aus.
Denn hätten wir eine andere Struktur des Bundesstaates
mit kompakten Bundes- und daher kompakten Länder-
kompetenzen, dann würden wir nach einem solchen Kon-
sultationsmechanismus durchaus kein Bedürfnis haben.
(Beifall bei der FPÖ)

Man muß sich schließlich die Frage stellen, ob wir
nicht von der Form der Konstruktion unseres Bundes-
staates immer mehr Abschied nehmen, denn die Grund-
konstruktion war immerhin die, daß die Länder Vertreter
in den Bundesrat schicken, um dort beim Zusammensit-
zen Länderinteressen wahrzunehmen. Daß das bis heute
nicht so passiert ist, mag darauf zurückzuführen sein,
daß gleich in der ersten Bundesratssitzung - das wird un-
gefähr 1921 gewesen sein - von den dort anwesenden
Vertretern der Länder zweimal festgehalten worden ist:
"Wir werden dem Nationalrat nicht hindernd im Weg ste-
hen." Eine reine Bankrotterklärung des Bundesrates so-
zusagen. Und so schaut auch heute der Bundesrat aus.

Man kann sich selbstverständlich, meine Damen und
Herren, darüber unterhalten, daß man in Zukunft Aufga-
ben, die nach unserer Verfassungsstruktur an sich der
Bundesrat zu erfüllen hätte, in andere Gremien verlagert:
in die Landeshauptleutekonferenz, in die Landesfinanzre-
ferentenkonferenz und was da noch so an Konferenzen
außerhalb unserer Verfassung existiert. Aber den Bun-
desrat weiter zu behalten und so zu tun, als ob das die
Länderkammer sei, und sich daneben in Wahrheit ganz
andere Gremien zu schaffen, das ist unredlich und wie-
derum ein schludriger Umgang mit unserer Bundesver-
fassung, wobei wir hier nicht mitmachen werden, meine
sehr verehrten Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ)

Eines möchte ich Ihnen sagen: Wenn dieser Bundes-
rat weiterhin ineffizient agiert und nicht die Interessen der
Länder vertritt, dann ist es besser, wir schicken diese
Bundesräte heim. Wir ersparen uns Gehälter, wir erspa-
ren uns Pensionen. Schicken wir sie heim, meine sehr
verehrten Damen und Herren, denn der Bundesrat hat
spätestens seit diesem Konsultationsmechanismus für
die Interessen der Bundesländer keine Vertretungsaufga-
ben mehr, denn alles, was in dieser Vereinbarung enthal-
ten ist, wäre eigentlich die Aufgabe des Bundesrates.

Hohes Haus! Wir haben es also heute mit einer Ver-
einbarung zu tun, die nicht nur - wie ich schon gesagt
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Glaser

habe - demokratiepolitisch bedenklich ist, sondern
außerdem auch, Frau Kollegin, nichts fruchten wird. Es
wird weder am Budgetdilemma des Finanzministers noch
am Budgetdilemma einzelner Bundesländer etwas än-
dern. Für eine solche zwielichtige, ineffiziente Vorgangs-
weise sind wir Freiheitlichen nicht zu haben, Frau Kolle-
gin. (Beifall bei der FPÖ) Mich wundert es immer noch,
daß Sie so ruhig sind und meinen, daß das Ei des Ko-
lumbus mit dieser Vereinbarung gefunden worden ist.
(Abg. Dkfm. Helga Braunrath: Das ist heute ganz
außergewöhnlich. Ich wundere mich auch!)

Was wir wollen, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ist eine Bundesstaatsreform, die längst schon
überfällig ist, um die Länder und damit die vertikale Ge-
waltenteilung zu stärken. (Beifall bei der FPÖ)

Die heutige Kompetenzverteilung ist nämlich ein
Fleckerlteppich ohne Ordnungsstruktur. Die schleichende
Gesamtänderung der Bundesverfassung mit der Salami-
taktik der Kompetenzverschiebungen wurde ein Jahr-
zehnte dauernder Prozeß, der vor allem von der großen
Koalition und ihren Bürokraten getragen wurde. Fast jede
neue Verfassungswelle seit 1920 brachte einen neuen
Gipfelpunkt an Kompliziertheit und Kasuistik.

Wer zu den Grundsäulen, meine Damen und Herren,
unserer Republik Österreich steht, der darf nicht zulas-
sen, daß durch derartige Vereinbarungen, wie zum Bei-
spiel dem Konsultationsmechanismus, unser Verfas-
sungsgefüge in massiver Weise unterlaufen wird (Beifall
bei der FPÖ), sondern wenn er Verantwortung tragen
will, muß er Beiträge zur Bundesstaatsreform liefern. Wir
Freiheitlichen sind dazu bereit, weil uns Österreich am
Herzen liegt. (Beifall bei der FPÖ)

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet ist der
Herr Abgeordnete Glaser.

Bitte Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Glaser (ÖVP): Herr Präsident! Hohes
Haus! Sehr genau hat sich der Herr Geschichtsprofessor
Edi Nicka (Abg. Nick a: Verfassungsexperte, seit einer
Woche!) diesen Konsultationsmechanismus ja nicht an-
geschaut, denn dann hätte er, nachdem er dauernd da-
von spricht, daß damit die Gesetzgebung geändert wird,
doch merken müssen, daß dieser Konsultationsmecha-
nismus kein Gesetzesinstrument ist. Er ist, wie man aus
dem Titel schon sieht, ein Gremium, wo man sich konsul-
tiert, wo man aber nichts beschließt. Beschlossen wird
nach wie vor in den jeweiligen Parlamenten, Herr Kollege
Nicka. Aber ich gebe Ihnen schon recht, es ist eine sehr
trockene Materie. (Abg. Dr. Rau te r: Oe facta, Herr Kol-
lege, das wissen Sie genau. Egal, was Sie in der Ge-
meinde machen, de facta treffen die die Entscheidung.)

Es wird nichts verlagert, es wird nur versucht, mit die-
sem Instrument die Gesetzgebung und die Verwaltung
effizienter zu machen. Das ist alles. Ich glaube, das ist le-
gitim, das ist sogar notwendig. Persönlich bin ich wirklich
der Meinung, daß damit - ganz im Gegenteil zu dem,
was Sie gesagt haben - der Föderalismus gestärkt und

nicht etwa geschwächt wird. Doch damit möchte ich mit
den Bemerkungen zu Ihnen Schluß machen und darf zu
meinem Konzept kommen.

Es hat sicherlich recht lange gedauert, bis die Endfas-
sung des Konsultationsmechanismus gekommen ist, der
jetzt versucht, die wechselseitigen Beeinflussungen so-
wohl rechtlicher als auch finanzieller Natur zwischen den
großen Gebietskörperschaften neu zu regeln und effizi-
enter zu gestalten. Es ist dieser Konsultationsmechanis-
mus eigentlich erst der Beginn einer beabsichtigten Neu-
strukturierung der Aufgabenteilung zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden. Es wird diesem Konsultationsme-
chanismus, Kollege Nicka, ein Stabilitätspakt folgen. Es
wird diesem... (Abg. Nick a: Gibt es ihn schon? Wie
schaut er aus?) Er ist schon sehr weit gediehen. Er ist so
weit gediehen, daß dieser Konsultationsmechanismus
nur in Kraft tritt, wenn es auch den Stabilitätspakt gibt.
Das sollten Sie eigentlich auch herausgelesen haben,
wenn Sie es genau angeschaut haben.

Es wird diesem Konsultationsmechanismus die Bun-
desstaatsreform folgen, die von Ihnen zitiert wurde und
von der ich ebenfalls glaube, daß sie sehr wichtig ist. Es
wird, Herr Kollege Nicka, diesem ein eigener Landesver-
waltungsgerichtshof folgen. Also durchaus Instrumente,
die Sie auch fordern und die, wie ich auch glaube, wichtig
sind. Es werden diesem Konsultationsgremium, so hoffe
ich, neue Formen der Kooperation nicht nur auf der Ebe-
ne der Verwaltung, sondern auch der Gesetzgeber fol-
gen, indem man wirklich versucht, in gemeinsamen Aus-
schüssen, zum Beispiel der Landtage, verschiedene Pro-
bleme zu bewältigen. Aufgaben, die, wie Sie richtig er-
kannt haben, der Bundesrat heute nur sehr mangelhaft
wahrnimmt.

Jedenfalls glaube ich, daß dieser Mechanismus not-
wendig ist, um ganz einfach die geänderten Anfordernis-
se an die verschiedenen Gebietskörperschaften effizient
verwalten zu können und effizient der Entwicklung unse-
rer Zeit anpassen zu können.

Es beginnt ja diese Änderung der Erfordernisse auf
der Gemeindeebene. Es genügt ja heute nicht mehr, das
wird jeder Bürgermeister bestätigen, ganz einfach nur
eine Gemeinde zu verwalten, sondern wenn man wirklich
etwas bewegen will, dann muß eine Gemeinde heute ein
modernes Finanzmanagement, ein modernes Wirt-
schaftsmanagement beherrschen. Ich bin auch froh darü-
ber, daß es bis zur EU durchgedrungen ist, daß das Prin-
zip der Subsidiarität hochgehalten werden muß. Ein Prin-
zip, das besagt, daß alles das, was die untere Ebene be-
wältigen und entscheiden kann, auch tatsächlich dort ge-
tan werden soll. Damit sich die höhere Ebene nicht mit
Dingen beschäftigt, die eine kleinere niedrigere Ebene
ebenfalls machen kann, sondern sich wirklich ihren Auf-
gaben widmen kann. (Beifall bei der ÖVP)

Wir sind froh darüber, daß dieses Prinzip der Subsi-
diarität auch auf höchsten Ebenen bis zur EU Eingang
findet. Ich persönlich bin auch der Meinung, daß eine
Verwaltungsvereinfachung nur dann funktionieren kann,
wenn man wirklich nach diesem Prinzip vorgeht.
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Ich glaube darüber hinaus, daß dieses Prinzip der
Subsidiarität wichtig ist, wenn man den Bürger politisch
interessieren will. Denn nur dann, wenn er nachvollzie-
hen kann, warum eine Aufgabe so bewältigt wird oder so
entschieden wird, kann er sich damit identifizieren und
kann er dafür Engagement entwickeln.

Nun aber zum Konsultationsmechanismus selbst. Ich
glaube, daß das primär wirklich ein Erfolg der nachgeord-
neten Gebietskörperschaften, sprich der Gemeinden und
der Länder, ist. Es ist sicherlich kein Erfolg für den Bund
und das Parlament in Wien, denn diese müssen sich nun
sehr wohl mit Maßnahmen und Gesetzen, die sie für die
Länder und für die Gemeinden beschließen, auseinan-
dersetzen. Wenn diese damit nicht einverstanden sind,
dann wird es in Zukunft derartige Maßnahmen nicht mehr
geben.

Lassen Sie mich ein Beispiel anführen, damit das au-
genscheinlicher wird, was in Zukunft nicht mehr möglich
sein wird und was vor wenigen Jahren geschehen ist.
Das war bei der Einführung der Sondernotstandshilfe,
das sogenannte dritte Karenzjahr, wo mit einem Schlag
die Gemeinden verpflichtet wurden, ein Drittel der dafür
anfallenden Kosten zu übernehmen. In meinen Augen, in
unseren Augen, ist das eine Aufgabe, die einzig und al-
lein dem Bund zusteht. Es hat viele Gemeindestuben ge-
geben, die im Zusammenhang mit dieser Maßnahme ihr
Vertrauen in einen berechenbaren Rechtsstaat teilweise
verloren haben.

Ich glaube, daß das wirklich eine Aufgabe des Ge-
samtstaates ist, was hier mit dem dritten Karenzjahr ge-
wollt wurde und daß man das nicht auf die Gemeinden
abschieben kann. Man hat das teilweise sogar noch so
abgeschoben, daß die ländlichen Gemeinden wirklich
hier zum Zahlen gekommen sind. Das besonders Be-
drückende an dieser Maßnahme war, daß, wann immer
zum Beispiel eine Gemeinde auch einen Bescheid ange-
fordert hat, gegen diesen Bescheid berufen hat, alle Be-
dingungen, die bei dieser Maßnahme gesetzt wurden, er-
füllt hat, sie trotzdem zahlen mußte, Herr Kollege Nicka.
Genau aus diesem Grund ist es wichtig, daß es für die
Ebene der Gemeinden ein Mittel gibt, wo man einer der-
artigen bundesstaatlichen Willkür einen Riegel vorschie-
ben kann. (Beifall bei der ÖVP)

So, wie das damit auf der Gemeindeebene möglich
ist, wird es auch für die Länder in Zukunft möglich sein.
Ich glaube, daß es auch für die Länder letztlich wichtig
ist, daß es diesen Konsultationsmechanismus gibt, um
Willkür einfach hintanzuhalten.

Es ist in diesem Papier auch relativ genau fixiert, wie
dieser Mechanismus funktionieren wird, bei welchen Ge-
setzen und Verordnungen man ihn anrufen kann, wer dar-
in vertreten ist, wann zum Beispiel Schadenersatzpflicht
fällig wird, für den Bund oder für das Land. Es ist darinnen
auch geregelt, wann dieser Mechanismus nicht greift. Das
trifft zum Beispiel beim Gemeinschaftsrecht der EU zu.

Es hat dieser Konsultationsmechanismus sicherlich
einige Zeit gedauert bis er fertig wurde. Ich glaube, allein

aus der Dauer des Zustandekommens sieht man, daß es
hier durchaus auch Widersprüche und durchaus auch
Diskussionen gegeben hat, ob das alles vernünftig ist,
was hier beschlossen wird. Ich werde Ihnen in einem
Punkt auch recht geben.

Ich glaube aber, daß auf der einen Seite es trotzdem
so sein muß, daß, wenn man einen neuen Mechanismus
beschließt, dieser Mechanismus nicht dazu führen kann,
daß man sich gegenseitig blockiert. Das war eine der
Hauptbefürchtungen, warum das letztlich so lange ge-
dauert hat. Denn wenn bei jedem Anrufen eines Geset-
zesbeschlusses, dieses Gesetz automatisch nicht in Kraft
treten kann, dann geht schlußendlich wahrscheinlich
nichts mehr weiter. Das hat man, glaube ich, mit zwei Re-
geln relativ vernünftig gelöst. Zum einen kann der Bund
oder das Land letztlich trotzdem Maßnahmen und Geset-
ze beschließen, die die Länder und die Gemeinden be-
treffen. Nur wenn diese Körperschaften nicht zustimmen,
dann muß das beschlußfassende Organ, in dem Fall der
Bund, auch dafür bezahlen.

Ein weiterer Punkt, der diese Regel wieder mindert,
ist, daß bis zu einem gewissen Punkt die betroffenen
Körperschaften trotzdem mitbezahlen müssen. Das ist
zum Beispiel bei einem Beschluß des Landtages gegenü-
ber den Gemeinden der Fall. Hier gibt es eine Grenze
von 0,25 Prozent aller Ertragsanteile. Das ist im Burgen-
land in etwa eine Summe von drei bis vier Millionen Schil-
ling. Angenommen wir beschließen hier eine Maßnahme,
welche die Gemeinden mit nicht mehr als vier Millionen
Schilling belastet, dann müssen die Gemeinden trotzdem
bezahlen. Aber eine Maßnahme, die darüber hinaus
geht, die die Gemeinden massiver belasten würde, wäre
nicht möglich.

Jetzt gibt es die zweite Möglichkeit, daß das Land
dann hergeht und sagt, ich mache halt verschiedene klei-
nere Regelungen und erreiche damit vielleicht das glei-
che. Hier ist ebenfalls eine Grenze eingezogen, denn das
kann maximal siebenmal pro Jahr der Fall sein. Das kann
dann, muß ich zugeben, schon wieder bedenklich wer-
den, weil das letztlich eine Belastung von bis zu 40 Millio-
nen Schilling für die Gemeinden bedeuten könnte. Das
ist, gebe ich zu, nicht wenig, und es wird nicht oft passie-
ren, daß das Land, wir, der Landtag, das exzessiv aus-
nützen. Aber es ist gleichzeitig eine Regel, wo die Kör-
perschaften, die Gemeinden zu Verhandlungen, zu Kom-
promissen gezwungen werden. Ich glaube deswegen,
daß diese beiden Regeln letztlich richtig und auch wichtig
sind.

Was mir schon weniger gefällt - und da gebe ich dem
Kollegen Nicka recht -, ist, daß bei Beschlußfassungen
des Bundesgesetzgebers wir als Landtag nicht gefragt
werden, kein Mitspracherecht haben. Das trifft allerdings
wirklich nur in diesem einzelnen Fall zu. Ansonsten ist
sehr wohl der Gesetzgeber auf Bundesebene damit be-
faßt. Er muß es beschließen und er muß nicht das be-
schließen, was das Konsultationsgremium ausmacht. An-
sonsten beschließen bei Maßnahmen des Landes sehr
wohl wir. Nur wenn es Gesetze auf Bundesebene gibt,
wo das Land betroffen ist, werden wir als Land nicht ge-
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fragt. Das ist das einzige Minus, wo ich Ihnen recht gebe,
daß dieser Artikel 15a-Vereinbarung kein Stein aus der
Krone gefallen wäre, wenn man auch die Vertreter des
Landtages in die Entscheidungsfindung mit eingebunden
hätte.

Ich glaube daher, daß die Landtage sich in Zukunft
auch neue Betätigungsfelder suchen werden müssen,
denn unsere Kompetenzen werden zunehmend einge-
schränkt. Sei es durch die Tatsache, daß es das EU-Ge-
meinschaftsrecht gibt und daß auf Landesebene einfach
nicht mehr viel zu beschließen ist, oder sei es auch mit
diesem Konsultationsmechanismus, wo wir nicht überall
dabei sind.

Deswegen glaube ich, daß wir als Landtag uns wirk-
lich neue Betätigungsfelder suchen müssen, und es gibt
solche auch. Ich bin nämlich wirklich überzeugt, daß es
auf der Ebene der Koordination zwischen den Ländern
noch viel zu tun gibt, daß hier wirklich einiges brach liegt.

Wenn ich daran denke, daß es nur zweimal jährlich
die Landeshauptleutekonferenzen gibt, dann kann ich mir
nicht vorstellen, daß hier wirklich alle Interessen der Län-
der gegenseitig entsprechend koordiniert werden. Wenn
ich daran denke, daß der Bundesrat sich mit diesen Fra-
gen der Koordination der Interessen der Länder unterein-
ander nicht wirklich beschäftigt, sondern nur mit den Bun-
desgesetzen, dann glaube ich, daß hier eine neue Ebene
der Koordination möglich und notwendig ist. Ich glaube,
daß es für jeden evident ist, daß die Probleme, die wir
haben, nicht an den Landesgrenzen halt machen.

Es kann auf die Dauer nicht angehen, daß wir sagen,
wir laden den Müll an der Grenze ab, es soll sich das
nächste Land damit ärgern, wir machen diese oder jene
Landes- oder Bundesstraße nicht, weil das könnte uns
belasten. Diese Kurzsichtigkeit, die es teilweise gibt, und
ein jeder von uns kennt diese Beispiele, diese egoisti-
sche Sicht der Länder, glaube ich, ist auf Dauer nicht
richtig und kann auch nur dazu führen, daß wir uns ge-
genseitig behindern.

Deswegen glaube ich, daß wir mit einer neuen Art der
Ausschüsse - wie es zum Beispiel begonnen wurde zwi-
schen Wien, Niederösterreich und dem Burgenland mit
dem Verkehrs- und Siedlungsausschuß, der sehr wohl,
wie ich meine, vernünftige Ergebnisse zustande gebracht
hat - es möglich sein wird, die Interessen der Länder
besser zu koordinieren und auch gemeinsam zu tragen.
(Beifall bei der ÖVP)

Ich glaube auch, meine sehr verehrten Damen und
Herren, daß es zum Beispiel nicht möglich sein wird, eine
Lösung bei der Süd-Ost-Spange oder beim Semmering-
Basis-Tunnel herbeizuführen, wenn immer nur drei Län-
der miteinander reden, nämlich Wien, Niederösterreich
und Burgenland, und das erst mit einer gewissen Verzö-
gerung, und man mit dem hauptbetroffenen Land, der
Steiermark, nicht spricht. Auch hier, glaube ich, sollten
wir als Landtag mittätig werden, um Lösungen zu finden.
Ich glaube daher, daß hier eine sinnvolle Ergänzung des
Konsultationsmechanismus, Kollege Poglitsch, auf der

Ebene der Landtage, auf unserer Ebene, stattfinden
kann. Hier sind wir selbst gefordert und hier sollten wir
versuchen, etwas einzubringen.

Ich möchte, Hohes Haus, auch noch zum Stabilitäts-
pakt kommen, der ja ein unabdingbarer Bestandteil die-
ses Konsultationsmechanismus ist. Es tritt dieser nur in
Kraft, wenn es den anderen gibt. Wir alle wissen, worum
es bei diesem Stabilitätspakt geht. Wir alle wissen, daß
die Länder und die Gemeinden gemeinsam nur ein Zehn-
tel der Gesamtsumme der Neuverschuldung für sich be-
anspruchen können und daß es hier einen entsprechen-
den Verteilungskampf geben wird.

Für uns im Burgenland kommt dabei sicherlich er-
schwerend dazu, daß wir mit den Ziel 1-Projekten einen
wahrscheinlich größeren Bedarf an Verschuldung haben
als die anderen Länder. Ich glaube daher, daß wir versu-
chen müssen, einen überproportional großen Anteil an
diesem Kuchen zu ergattern, damit wir nicht mit Strafzah-
lungen beziehungweise anderen disziplinären Maßnah-
men konfrontiert werden.

Wie ich überhaupt glaube, daß in den nächsten Jah-
ren der Kampf ums Geld das Entscheidende sein wird.
Ich glaube, wir dürfen uns dabei nicht nur auf eine zweite
Ziel 1-Periode beschränken, denn ich glaube, daß der Fi-
nanzausgleich im Jahre 2000 und die Volkszählung im
Jahre 2001 für uns wesentlich größere Auswirkungen ha-
ben könnten, negative Folgen haben könnten, als uns die
zweite Ziel 1-Periode an Hilfe je bringen kann. Ich glaube
daher, daß wir uns vom Bund und von den anderen Län-
dern eine Diskussion im Sinne: "Ihr habt ja ohnehin die
Ziel 1-Mittel" in keiner Weise aufzwingen lassen dürfen,
sondern daß es eher unsere Argumentation sein muß,
daß wir sagen müssen: "Eben weil wir diese Ziel 1-Pro-
jekte haben, brauchen wir mehr Geld, brauchen wir vor
allem mehr Geld aus dem Finanzausgleich."

Ich möchte ganz kurz noch die Zahlen in Erinnerung
rufen, um die es hier geht. Es geht bei der derzeitigen
Ziel 1-Periode jährlich um eine Summe von etwa 800 bis
900 Millionen Schilling, die im Land investiert werden.
200 bis 250 Millionen müssen wir als Land selbst bezah-
len, müssen wir selbst aufbringen, müssen wir uns ver-
schulden. Zirka 400 Millionen Schilling, vielleicht ein
bißchen mehr, bekommen wir aus Brüssel. Das sind die
wirklichen Ziel 1-Gelder jährlich.

Der Bund, das haben wir schon wiederholt festge-
stellt, drückt sich zu einem guten Teil von seiner Mitfinan-
zierung, vor allem wenn man an die Tourismusprojekte
denkt, wo es praktisch wirklich nur reine Kreditfinanzie-
rung und keinen einzigen wirklichen Schilling seitens des
Bundes gibt. Also es sind maximal in etwa 500 Millionen
Schilling jährlich, die wir von außen als Land hereinbe-
kommen.

Worum aber geht es zum Beispiel beim Finanzaus-
gleich? Kolleginnen und Kollegen, wenn allein der Finanz-
ausgleich für die Gemeinden einen Ertragsschlüssel brin-
gen würde, der alle Bewohner Österreichs gleich behan-
deln würde, dann wäre das - und ich sage das zum wie-
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derholten Mal - jährlich eine Summe von 700 Millionen
Schilling. Wenn wir bei der nächsten Volkszählung nur
5.000 Einwohner verlieren, das ist durchaus möglich, dann
entspricht das in etwa einem Gegenwert von 100 Millionen
Schilling jährlich. Das sind Summen von etwa 800 Millio-
nen jährlich, die wir bei einer einigermaßen gerechten
Volkszählung und bei einem einigermaßen gerechten Fi-
nanzausgleich für uns erreichen müßten. Wesentlich
mehr also ... (Abg. Dr. Rauter: Auszahlungsmäßig ge-
rechnet oder aufbringsmäßig gerechnet?) Das ist ja das
gleiche. Von einer Steuerhoheit für das Land spreche ich
nicht, wenn Sie das meinen, sondern einzig und allein
von der notwendigen Zuteilung. (Abg. Dr. Rau te r: Wir
zahlen über acht Prozent der Steuern.)

Ich glaube daher, daß unsere Anstrengungen vor al-
lem in diese Richtung gehen müssen, hier Lösungen zu
erreichen. Wir müssen uns aber auch dessen bewußt
sein, daß wir als Burgenland gerade vier Prozent der
Österreicher ausmachen und es nicht sehr leicht sein
wird. Ich beneide den Finanzreferenten und Landes-
hauptmann nicht um seine Verhandlungen beim Finanz-
ausgleich.

Ich glaube daher, daß es einerseits wichtig sein wird,
wie wir argumentieren und daß wir damit argumentieren,
daß wir im Zuge der Osterweiterung und der Anpassung
darauf ein entsprechend größeres Stück am Kuchen für
uns brauchen. Diese Argumentation, glaube ich, ist wich-
tig. Wir dürfen auch nicht vergessen lassen, daß nach
wie vor Disparitäten nicht nur innerhalb des Landes, son-
dern nach wie vor zum Rest Österreichs bestehen und
daß aus diesem Grund ein anderer, ein gerechterer Fi-
nanzausgleich wichtig wäre. (Beifall bei der ÖVP)

Um diesen Finanzausgleich zu erreichen, wird es
auch notwendig sein, daß wir als Land möglichst geeint
auftreten, daß wir nicht untereinander eventuell noch
Grabenkämpfe ausfechten.

Notwendig wird es auch sein, daß der Gemeindebund
und der Städtebund gemeinsam sprechen. Ich hoffe
nicht, daß hier zu große Differenzen auftreten. Ich hoffe
eigentlich, daß die Vertreter des Städtebundes, den es ja
jetzt auch im Burgenland gibt, mildernd eingreifen können
innerhalb des Städtebundes und die großen Städte auf
unsere Probleme entsprechend aufmerksam machen.

Abschließend darf ich feststellen, daß wir das neben
dem Prinzip der Subsidiarität mit diesem Konsultations-
mechanismus und mit anderen Maßnahmen innerhalb
der Gebietskörperschaften verwirklichen. Daß wir dazu
auch das Prinzip der Solidarität brauchen, damit die an-
deren Bundesländer ganz einfach die Solidarität dem
Burgenland gegenüber - ein bißchen übertrieben gesagt
- auch bewahren. Wir müssen das Unsere dazu tun. Ich
glaube, daß der Konsultationsmechanismus auch mit ein
Mittel dazu ist, diese Solidarität zu erkämpfen. Wir wer-
den daher dieser Vereinbarung unsere Zustimmung ertei-
len. (Beifall bei der ÖVP)

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet ist der
Herr Abgeordnete Prior.

Bitte Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Prior (SPÖ): Herr Präsident! Hohes
Haus! Meine Damen und Herren! Es hat mich an und für
sich nicht sehr gewundert, daß der Kollege Nicka festge-
stellt hat, er wüßte mit dem ganzen Konsultationsmecha-
nismus nichts anzufangen. Man hat es die ganzen zehn
Minuten auch gehört, daß Sie heute auch noch nichts da-
mit anfangen können. Ich habe eher den Eindruck ge-
habt, Sie kritisieren eigentlich diese demokratiepolitisch
sehr bedenkliche Vorgangsweise innerhalb der FPÖ.

Vielleicht haben Sie die Knebelungsverträge kritisiert,
als Sie heute hier zum Konsultationsmechanismus ge-
sprochen haben. So ist mir das an und für sich vorge-
kommen. Denn, Herr Kollege, wenn Sie eine langjährige
Forderung der österreichischen Gemeinden, der öster-
reichischen Städte und der Länder an den Bund als de-
mokratiepolitisch bedenklich bezeichnen, (Abg. Ni c k a:
Ich habe zu unseren Befürchtungen nur eine Stellung-
nahme abgegeben.) dann dürften Sie in den letzten Jah-
ren hier im Landtag gefehlt haben.

Ich kann mir nur vorstellen, daß Ihnen das vielleicht
insofern unangenehm ist, weil wir ja immer wieder von Ih-
nen verlangt haben, daß Sie, wenn Sie neue Gesetzesi-
nitiativen einbringen, uns auch sagen, was diese Initiati-
ven kosten. Und genau um diese Dinge, Herr Kollege
Nicka, geht es ja in Wahrheit. (Abg. Dr. Rauter: Sie ha-
ben verlangt zu sagen, von wo man das Geld hernimmt.
Wir haben gesagt: Parteienförderung.) Herr Kollege Rau-
ter, wenn jemand etwas verlangt, dann muß er auch sa-
gen, wie es bezahlt werden soll. (Abg. Dr. Rauter: Sie
erhöhen die Parteienförderung. Das ist Ihre Politik.) Bis-
her haben wir das von Ihnen noch nie gehört. Ganz egal
bei welcher Maßnahme, die Sie hier verlangt haben, ha-
ben Sie noch nie dazu erklärt, wie es bezahlt werden soll,
woher das Geld kommen soll. Daher ist Ihnen das sehr,
sehr unrecht, daß dieser Konsultationsmechanismus
endlich beschlossen wird und daß endlich die Kosten
nicht von einer Gebietskörperschaft auf die andere über-
wälzt werden können. Genauso war das immer.

Sie können sich alle Budgetreden der Gemeindever-
treter hier im Hohen Haus anschauen, Sie können sich
auch die Budgetreden im Nationalrat anschauen, wo im-
mer wieder die Forderung seitens der Gemeindevertreter
erhoben wurde, daß nicht Gesetze beschlossen werden
sollen, die dann in ihrer Ausführung auf der Kostenseite
nur in den Gemeinden sich niederschlagen. Das kann
nicht der richtige Weg sein. Der richtige Weg ist jetzt erst
zum Teil mit dem Konsultationsmechanismus gefunden
worden und daß natürlich der weitere Punkt, der noch
notwendig sein wird, der Stabilitätspakt das Seine dazu
beitragen wird müssen.

Wir gehen davon aus, daß alle Gesetze in Wahrheit
finanzielle Auswirkungen haben, das wissen wir, das
muß auch so sein, aber es soll auch ausgewogen sein,
es soll jede Gebietskörperschaft von Haus aus auch wis-
sen, in welcher Form, in welcher Höhe sie belastet wird,
daß aber, und das ist das Entscheidende bei diesem
Konsultationsmechanismus, bereits im Verhandlungssta-
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dium eines Gesetzes das Mitspracherecht der anderen
Gebietskörperschaften gegeben ist. Das war bisher quasi
totes Recht, ist eigentlich nie zur Anwendung gekommen
und ist jetzt in diesem Konsultationsmechanismus festge-
schrieben.

Ich darf einen sehr unverdächtigen Zeugen hier nen-
nen, der schon voriges Jahr im "Wirtschaftsblatt" folgen-
des gesagt hat, und zwar der Herr Dr. Gerhard Holzinger,
der seinerzeitige Leiter des Verfassungsdienstes im Bun-
deskanzleramt und jetzt beim Verfassungsgerichtshof
tätig: "Der neuralgische Punkt ist die Kostenfolge gesetz-
geberischer Maßnahmen. An die Vollzugskosten wird zu
wenig gedacht." Genau das war es, meine Damen und
Herren, wohin wir kommen wollten, daß eben auf diese
Kosten bereits beizeiten aufmerksam gemacht wird.

Einer, den Sie in der Freiheitlichen Partei sehr gerne
zitieren und immer als Zeugen aufrufen, nämlich der Herr
Rechnungshofpräsident Franz Fiedler schätzt - ebenfalls
im gleichen Blatt -, daß der Staat auf ein Hundert-Milliar-
den-Schilling-Sparpaket hätte verzichten können, wenn
man in den letzten Jahren die Folgekosten bereits bei der
Gesetzerstellung berücksichtigt hätte.

Doch jetzt kommen Sie daher und sagen, das alles ist
demokratiepolitisch bedenklich. Kollege Nicka, ich weiß
nicht, was Sie damit meinen. Sie haben sich offensicht-
lich - und den Eindruck habe ich gehabt - damit über-
haupt nicht befaßt, denn die Rede hat Ihnen wer ge-
schrieben. Man hat sofort gemerkt, daß das nicht von Ih-
nen kommt. Wenn es von Ihnen kommt, dann war es di-
lettantisch, möchte ich Ihnen nur dazu sagen, weil Sie
sich mit der ganzen Materie in Wahrheit nicht... (Abg.
Dr. Rau te r: Sie müssen von sich reden, wenn Sie von
Dilettantismus reden.) Herr Kollege Rauter, Sie können
rausgehen und können mir nachweisen, daß ich nicht
recht habe, und erklären Sie mir, wo der Kollege Nicka
recht gehabt hat.

Meine Damen und Herren, die Ziele dieses Konsulta-
tionsmechanismus - der Kollege Glaser ist ja sehr deut-
lich und sehr ausführlich darauf eingegangen - sind zum
einen eben die Vermeidung der Lastenverschiebung un-
ter den Gebietskörperschaften zu einer verursacherge-
rechten Aufteilung der Folgekosten bei gesetzlichen
Maßnahmen unter dem Motto "Wer anschafft, soll auch
bezahlen.", eine Verbesserung der Instrumente für die
Berechnung und Darstellung der Kosten, damit der Ge-
setzgeber die Entscheidung auch vorzeitig schon zur
Kenntnis nehmen muß, ein erhöhtes Kostenbewußtsein
des Gesetzgebers und damit zusammenhängend natür-
lich auch verschiedene Maßnahmen.

Wir haben ja in Wahrheit so etwas Ähnliches schon
gehabt, zum Beispiel im Krankenanstaltenwesen. Das
war eine Vorstufe dieses Konsultationsmechanismus und
ist quasi eine Verfeinerung oder, so darf man sagen, viel-
leicht eine permanente Einrichtung wie bei den Finanz-
ausgleichsverhandlungen, die halt nur alle fünf Jahre
stattfinden. Aber hier findet doch eine Verfeinerung statt,
um seitens der Länder und der Gemeinden entsprechen-
den Einfluß auf den Bundesgesetzgeber nehmen zu kön-

nen. Auf der anderen Seite, auf der Landesebene, daß
die Gemeinden auch entsprechenden Einfluß nehmen
können bei der Gesetzwerdung im Land. Das soll eigent-
lich nur der erste Schritt sein. Denn daß die Bundes-
staatsreform eine weitere Vorstellung, eine weitere For-
derung seitens der Länder und der Gemeinden ist, das,
glaube ich, ist eine Selbstverständlichkeit.

Meine Damen und Herren, der Kollege Glaser ist
auch auf den Stabilitätspakt eingegangen. Klarerweise,
weil er auch ein Bestandteil dieser ganzen Vereinbarung
ist. Herr Kollege Glaser, das darf ich Ihnen schon sagen,
dabei unterstütze ich Sie. Nur, es war kein Vertreter der
sozialdemokratischen Städte, der hier etwas in Gang ge-
bracht hat, was tatsächlich schon anders verhandelt wur-
de. Ich darf Ihnen sagen, daß am Montag der Vertreter
des Städtebundes Burgenland, der Kollege Schwarz, der
Vertreter des Gemeindebundes Burgenland, der Kollege
Racz, und ich beim Herrn Landeshauptmann vorgespro-
chen haben und wir uns dabei geeinigt haben, welche
Form wir für das Burgenland wünschen.

Wir haben das auch weitertransportiert, der Kollege
Schwarz an den Österreichischen Städtebund, der Kolle-
ge Racz und ich an den Österreichischen Gemeinde-
bund. Ich glaube, daß wir mit der Regelung, wie wir sie
am Montag beim Herrn Landeshauptmann besprochen
haben, als Burgenland gut aussteigen würden. Es gibt
eine bisherige Einigung, wo das Burgenland bei der Zu-
teilung wesentlich stärker berücksichtigt wurde als ande-
re Bundesländer oder, wenn ich sagen darf, als ver-
gleichbare Bundesländer von der Größenordnung her,
wir wesentlich mehr als zum Beispiel das Land Vorarl-
berg zu erwarten hätten.

Ich glaube, soweit unser burgenländischer Einfluß
bei den österreich ischen Gremien maßgebend sein wird,
werden wir ihn einbringen. Aber es sollten sich auch eini-
ge Herren, die vielleicht ihr eigenes Süpplein für die eige-
ne Stadt kochen, hier etwas zurücknehmen und auch
daran denken, daß es eine Solidarität zwischen den ein-
zelnen Ländern und den Gemeinden sowie Städten ge-
ben wird müssen.

Dieser Stabilitätspakt ist natürlich Bestandteil dieser
Vereinbarung. Daher kann der Konsultationsmechanis-
mus nur dann tatsächlich in Kraft treten, wenn auch der
Stabilitätspakt abgeschlossen wird.

Auf das Burgenland - Sie haben das auch richtiger-
weise gesagt, Herr Kollege Glaser, ich wollte das dem
Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter als Gemeindere-
ferent auch sagen - auf die Gemeindevertreterverbände
oder auf den Städtebund kommen zusätzliche Arbeiten
zu, personeller und auch finanzieller Art, weil wir ja Stel-
lungnahmen abgeben müssen zu den einzelnen Geset-
zesvorhaben.

Bezüglich eines gemeinsamen Verbandes höre ich
etwas anderes als mir der Präsident des Gemeindebun-
des immer wieder bestätigt, der interessiert wäre an ei-
nem gemeinsamen Verband. Ich höre, innerhalb der ÖVP
ist das nicht ganz so klar. Ich höre, daß die Vizepräsiden-
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ten des Österreichischen Gemeindebundes Burgenland
dazu eine andere Stellungnahme abgegeben haben, daß
sie nicht sehr interessiert sind an einer gedeihlichen Zu-
sammenarbeit. Ich glaube, daß es für die große admini-
strative Arbeit, die vor uns liegt, die wir zu bewältigen ha-
ben, vernünftig wäre, sich tatsächlich Gedanken über ei-
nen gemeinsamen Verband zu machen.

Ich fordere Sie von der Österreichischen Volkspartei
auf, insbesondere den Herrn Gemeindereferenten, der
das auch haben möchte, auf den Österreichischen Ge-
meindebund Burgenland einzuwirken, daß es zu einem
gemeinsamen Verband kommen möge. Wir von der Sozi-
aldemokratischen Partei werden dem Konsultationsme-
chanismus unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der
SPÖ)

Zweiter Präsident Sipötz (der den Vorsitz übernom-
men hat): Zu einer tatsächlichen Berichtigung ist der Herr
Abgeordnete Nicka gemeldet.

Abgeordneter Nicka (FPÖ): Hohes Haus! Herr Präsi-
dent! Ich wollte mich zwar nicht zu Wort melden, aber
dieser Plapperei, die der Kollege Prior hier von sich ge-
geben hat, muß ich widersprechen.

Wenn Sie gemeint haben, der Nicka kennt sich nicht
aus, dann muß ich Ihnen sehr wohl sagen, daß Sie nicht
zugehört haben. Ich habe mich mit Verfassungsexperten
beschäftigt, die sich auch mit dieser Vereinbarung be-
schäftigt haben, und zwar lauter Experten. Ich lese Ihnen
vor: "Laut den Experten, Prof. Brünner und Prof. Bernta-
ler, er ist Experte im Unterausschuß vom 26.11. 97, liegt
hier zufolge mehrfacher Verstöße gegen die Grundprinzi-
pien des Verfassungs rechtes eine galoppierende Gesam-
tänderung in der Bundesverfassung vor. Das sagt der Ver-
fassungsexperte Berntaler. (Abg. Ing. Po 9 I i t s c h: Der
muß Nicka geheißen haben. - Abg. Dr. Rau te r: Das ver-
steht der Kollege Prior nicht. - Heiterkeit bei der FPÖ)
Herr Kollege Prior, für mich ist entscheidend, was Exper-
ten zu dieser Materie zu sagen haben. Für mich zählt da-
her, was Sie hier daherplappern elf, das heißt nichts.
(Beifall bei der FPÖ)

Zum zweiten möchte ich festhalten, daß auch Ihr Na-
tionalratspräsident Fischer nicht sehr hinter dieser Ver-
einbarung gestanden ist. Sie haben diese Vereinbarung
als gut verkauft. Während die ÖVP voll hinter diesem
Vorhaben steht, verhält sich die SPÖ reserviert, insbe-
sondere der Herr Präsident Fischer läßt Bedenken erken-
nen. Doch Sie halten mir vor, daß wir Bedenken gegen
diese Vereinbarung haben. Auch Ihr Präsident hat das
getan. (Abg. Pr i 0 r: Er wird dafür seine Gründe gehabt
haben.)

Zum dritten, Herr Kollege Prior, möchte ich eines hier
auch richtigstellen: Die Reden bereite ich mir selbst vor.
Ich brauche niemand, der mir die Rede aufsetzt. (Abg.
Pr i 0 r: Sie haben sich nicht damit beschäftigt.) Aufgrund
meiner Schulbildung bin ich fähig, mir diese Reden vor-
zubereiten. Ich weiß nicht, welche Schulbildung Sie ha-
ben, Sie werden die Schulpflicht wahrscheinlich beendet
haben. (Beifall bei der FPÖ)

Zweiter Präsident Sipötz: Meine Damen und Herren,
ich will für das Wort "Plapperei" keinen Ordnungsruf ertei-
len, möchte aber doch sagen: Wenn Sie sich gegenseitig
derartig abqualifizieren, daß Sie Ihre eigenen Reden als
Geschwätz und Plapperei bezeichnen, dürfen Sie sich
nicht wundern, wenn nachher draußen dann eine ähnli-
che Meinung über das Hohe Haus entsteht. Herr Abge-
ordneter Nicka, ich würde doch bei der Wortwahl etwas
vorsichtiger sein. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP - Abg.
Ni c k a : Sagen Sie das dem Kollegen, Herr Präsident.)

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor, der Herr Be-
richterstatter hat das Schlußwort. (Abg. K 0 n rat h: Ich
verzichte!)

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß-
wort, wir kommen daher zur Abstimmung. (Zwischenruf
des Abg. Nicka) Herr Abgeordneter, ich bin im Moment
am Wort.

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabge-
ordneten, die dem Beschlußantrag zustimmen wollen,
sich von den Plätzen zu erheben. -

Der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern
und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanis-
mus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskör-
perschaften wird somit gemäß Art. 83 Abs. 2 L-VG mehr-
heitlich zugestimmt.




